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Früh anfangen
n Von Hartmut Kaczmarek

ObMarco Eberl, der Chef der
EvangelischenSchulstiftung,
TorstenWolf, der Landesvor-
sitzende der Bildungsgewerk-
schaft GEWoder Innenminis-
ter JörgGeibert:Wir alle be-
wunderten das Engagement,
die Kreativität und die Authen-
tizität, mit der sich Thüringer
Schülerinnen undSchüler
zwischen 12 und 18 demThe-
ma Integration gestellt hatten.
Die Jurysitzung dauerte lan-
ge, eswurde hin- und her
überlegt, eigentlich hatten alle
Arbeiten einenPreis verdient.
Aber so ist das nun einmal: Ir-
gendwannmussman sich ent-
scheiden und die ersten drei
Plätze benennen.
Die Resonanz auf diesen

Wettbewerb, den Innenminis-
terium und TLZ ausgeschrie-
ben hatten, zeigt eins: Thürin-
ger Schüler stehen demThe-
ma offen gegenüber, sie ent-
decken in den Fremden
Freunde, sie spüren, dass
Verschiedenheit gut tut und
auch ein Blick über den eige-

nen Tellerrand hinaus und der
Blick auf andere Kulturen ih-
nenweiterhilft.
Sowerden aus den jungen

Thüringernweltoffene Bürger,
die für Toleranz stehen, weil
sie es in der Schule gelernt ha-
ben, weil es ihnenSpaß ge-
macht hat, sich damit ausei-
nanderzusetzen.
DerWettbewerb kann für al-

le Schulen nur Ermunterung
sein, sich auch auf ungewöhn-
lichenWegen diesemThema
zu nähern und die Schüler da-
beimitzunehmen. Die Salz-
mann-Schüler gehenmit
ihremTheaterstück jetzt in
Kindergärten.Man kann eben
nicht früh genug anfangen.

MEIN TAG

Tolle Schüler-Projekte zeigen beispielhaft: So kann eine neue Willkommenskultur im Land aussehen

Wenn Fremde zu
Freunden werden
Tolle Schülerarbeiten zum Thema Integration ausgezeichnet
n Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. Der Junge mit der dunk-
len Hautfarbe hat gegen viele
Vorurteile anzukämpfen. Seine
Mitschüler schleudern sie ihm
förmlich ins Gesicht. Er steht
nur da, blickt nachdenklich, dis-
kutiert, ist aber am Ende sehr
traurig. Er fühlt sich fremd,
fremd in seiner neuen Heimat,
fremd in der Schule, wo er
eigentlich lernen sollte und ge-
hofft hatte, neue Freunde zu fin-
den. Aber mit einem Zauber
lässt er die Mauern einstürzen,
nicht dieMauern desGebäudes,
wie die Kinder zuerst meinen,
sondern dieMauern in denKöp-
fen, die Mauern der Vorurteile,
die die Menschen trennen. Die
Kinder lernen, dass Freunde
auch anders sein können, dass
Verschiedenheit auch ihre schö-
nen Seiten hat.
Die Kinder der Klassenstufe

sechs der Salzmann-Schule in
Schnepfenthal zeigen ein-
drucksvoll, wie schwer es
manchmal sein kann, dass aus
Fremden Freunde werden. Sie
gewannen mit ihrem Theater-
stück den mit 2000 Euro dotier-
ten ersten Preis in einem Wett-
bewerb, den das Thüringer In-
nenministerium gemeinsam mit
der TLZ zum Thema „Integra-
tion“ ausgeschrieben hatte. Die
Jury zeigte sich vor allem des-
halb so angetan von dem Thea-
terstück, weil es nicht nur in der
Schule aufgeführt wird, sondern
weil es für weitere Darstellun-
gen in den Kindergärten der Re-
gion konzipiert ist. Möglichst
viele kleinere Kinder sollen
schon so früh wie möglich die
positiven Seiten von Integration
kennenlernen. Im Integrativen
Kindergarten in Waltershausen
wurde das Stück schon aufge-
führt, inweiterenKindereinrich-
tungen wird man in den nächs-
tenWochen noch zuGast sein.

Thüringens Innenminister
Jörg Geibert (CDU), gleichzeitig
auch Integrationsminister des
Freistaates, zeigte sichdavonan-
getan,mitwelchemEngagement
und mit welcher Intensität Thü-
ringer Schülerinnen und Schü-
ler sich manchmal über ein gan-
zes Jahr hinweg in den verschie-
denstenFormenmit demThema
Integration auseinandergesetzt
haben. Da wurden Filme ge-
dreht, Texte geschrieben, Plaka-
te gemalt oder ganze Fachab-
handlungen über das Thema
Asylrecht geschrieben. „Das
könnten wir eigentlich gleich in
unsere Fachabteilung geben“,
meinte ein Mitarbeiter des In-
nenministeriums zu einer der
Arbeiten, die sich bis ins juristi-
sche Detail mit dem Thema der
Rechte von Asylbewerbern aus-
einandersetzt.
Die aktuelle Lage in Syrien ist

der Ausgangspunkt des Projek-
tes der Staatlichen Gemein-
schaftsschule Galileo aus Jena-
Winzerla.DieSchülerinnenund
Schüler der 7. und 8. Klasse ha-
ben sich intensiv mit dem
Schicksal einer Familie aus Sy-
rien beschäftigt, einen Flücht-
ling in einem Jenaer Wohnheim
besucht und seine Geschichte
eindrucksvoll nachgestellt. Da-
bei geht es auch um das Thema
Menschenhandel, darum, dass
für die Flucht nachDeutschland
auch Geld gezahlt wird und um
die Aufnahme in der neuen Hei-

mat, die mit vielen Problemen
verbunden ist. „Der gefährliche
Weg in die Freiheit“ heißt der
Film, für dendie Schüler denmit
1500 Euro dotierten zweiten
Preis in dem Wettbewerb erhal-
ten haben. Die Mädchen und
Jungen haben aber neben Inter-
views mit deutschen Passanten
auch noch zwei Kurzfilme ge-
dreht. Der eine schildert auch
für kleine Kinder nachvollzieh-
bar dieProblemeder Integration
am Beispiel von zwei Goldfi-
schen, die in ein neues Aqua-
rium kommen und dort eben-
falls erst einmal misstrauisch be-
äugt werden. In einem weiteren
Streifen wird die gelungene In-
tegration am Beispiel der deut-
schen Fußballnationalmann-
schaft beleuchtet.
Authentizitätwird indemPro-

jekt der Walter-Gropius-Schule
Erfurt groß geschrieben. Fast 37
Prozent der Schülerinnen und
Schüler der Berufsschule haben
Migrationshintergrund. Schüler
und Schülerinnen von drei Klas-
sen aus dem Berufsvorberei-
tungsjahr haben für den ein-
drucksvollen Film ihre Erlebnis-
se berichtet. Sie kommen ausAf-
ghanistan, aber auch aus
Deutschland, und reden offen
über ihreProbleme.Dafür gab es
dendrittenPlatz und1000Euro.
Zwei Sonderpreise wurden

von der Jury noch vergeben:
Einer in der Kategorie Kreativi-
tät für einen mit großem Auf-
wand hergestellten Animations-
film der Klassen fünf bis zehn
unter dem Titel „Wer bist Du?“.
Und den zweiten Sonderpreis
für Isabell Glorius, die in einer
Einzelarbeit auf einem Plakat
ihre Gedanken und Gefühle im
Miteinanderleben zum Aus-
druck bringt.
Am Mittwoch, 10. Juli, wer-

den die Preise im Thüringer
Landtag an die Gewinner über-
reicht.

Aus Fremden werden Freunde: Das Theater-Projekt der Salzmann-Schule aus Schnepfenthal zeigt ein-
drucksvoll diesenProzess. Foto:privat

In den Kitas der Regionwerben die Salzmann-Schüler mit ihrem Theaterstück für Integration. Sie zeigen,
dass Verschiedenheit auch schöneSeiten hat. Foto: privat

Demokratische
Projekte zur
Pflicht machen
Rothe-Beinlich: Änderungen sind nötig
n Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. Das Wort von der Will-
kommenskultur wird für Astrid
Rothe-Beinlich oft viel zu infla-
tionär gebraucht. Viele, die von
einer Willkommenskultur re-
den, haben damit etwas ganz an-
deres im Sinn. Sie verengen die
Diskussion nur auf den wirt-
schaftlichen Blickwinkel. Thü-
ringen braucht Zuwanderung
wegen des Arbeitsmarktes, um
die sich abzeichnendeLücke bei
den Facharbeitern zu schließen.
Deshalb ist auch von Willkom-
menscentern und anderen Pro-
jekten die Rede. Nicht, dass die
grüne Landtagsvizepräsidentin
und engagierte migrationspoliti-
sche Sprecherin ihrer Partei
über jeden froh ist, der Migran-
tenmit offenenArmenbegegnet.
Aber Willkommenskultur ist für
Astrid Rothe-Beinlich viel mehr.
Für sie ist das ein Leben in kultu-
reller und sozialer Vielfalt auf
Augenhöhe.Undhier sieht sie in
Thüringen noch einen großen
Nachholbedarf.
Das beginnt für sie schon bei

der demokratischen Bildung in
den Kommunen. Viele engagier-
te Lehrerinnen und Lehrer stür-
zen sich mit ihren Schülern in
tolle Projekte zu dem Thema,
nehmen sich viel Zeit, befragen
Passanten, unterhalten sich mit
Migranten, zeichnen deren
Schicksale nach oder vertiefen
sich inGesetzestexte.Was dabei
an beispielhaften Arbeiten he-
rauskommt, zeigt unter ande-
rem der Wettbewerb von TLZ
und InnenministeriumzumThe-
ma Integration, dessen Ergeb-
nisse wir auf dieser Seite vorstel-
len. Aber solche Projekte sind
leider nochnicht selbstverständ-
lich geworden, beklagt Rothe-
Beinlich. Das meiste passiert in
der Freizeit. Dabei ist für sie eins
klar: Demokratische Bildung
muss zur Selbstverständlichkeit
werden, entsprechendeProjekte
müssen stärker als bisher unter-
stützt werden.
Rothe-Beinlich schlägt vor,

dass andiesemThemamöglichst
viele mitarbeiten sollten. Sie
stellt sich eineRundevor, bei der
die kommunalen Spitzenver-
bände ebenso wie das Bildungs-
ministerium mit von der Partie
sind. „Wir müssen eine Kultur
schaffen, die Lust auf Beteili-
gung macht.“ Außerdem sollte
die demokratische Bildung und
entsprechende Initiativen zu
einer Pflichtaufgabe für die

Kommunen werden, fordert
Rothe-Beinlich. Die Scheuklap-
pen vor Ort müssten fallen, of-
fensiv sollte für solche Aktivitä-
ten geworbenwerden.
Für sie ist es wichtig, dass die

politische Kultur in Thüringen
insgesamt beim Thema Integra-
tion neu justiert wird. „Wir müs-
sen uns die Frage stellen, wie of-
fen wir miteinander umgehen.“
Rothe-Beinlich stimmt es ausge-
sprochen nachdenklich, wenn
eine Studie unter Migranten er-
geben hat, dass die meisten so
schnell wie möglich wieder den
Freistaat verlassen wollen. „Wir
müssen Thüringen offener ge-
stalten“, fordert sie. Einen kon-
kreten Vorschlag, der sofort um-
setzbar wäre, steuert sie auch
noch bei: die Thüringer Auslän-
derbeauftragte sollte in „Integra-
tionsbeauftragte“ umbenannt
werden. Das Ausländerrecht
wirke oft auf die Flüchtlinge und
Asylbewerber eher abschre-
ckend als einladend, wirkliche
Integration sehe anders aus.
Und sie hat aus aktuellem An-

lass auch noch eine besondere
Gruppe Flüchtlinge im Blick,
nämlich diejenigen, die vor den
Schreckendes syrischenBürger-
krieges auf der Flucht sind.
Mehr als eine Million sind mitt-
lerweile in Flüchtlingslagern in
Jordanien und in der Türkei.
Rothe-Beinlich kann nicht
nachvollziehen, warum wir uns
hier in Deutschland vor dem
Hintergrund der schrecklichen
Kriegsereignisse eine Diskus-
sion darüber leisten, ob wir 500
oder 1000 von ihnen aufneh-
men. Aus humanitären Überle-
gungen sind für sie Zahlenkon-
tingente nicht diskutabel.

Willkommenskultur nicht nur in
der Wirtschaft wünscht sich As-
trid Rothe-Beinlich. Foto: pm

„90er Jahre
aufarbeiten“
Minister sollen sich entschuldigen
Erfurt. (mar) Astrid Rothe-Bein-
lich kann sich noch gut an die
Zeit Ende der 90er Jahre erin-
nern.Auchdamals standdie grü-
ne Politikerin vehement gegen
Rechtsextremisten, ging auf die
Straße, demonstrierte und stell-
te sich den Neonazis entgegen.
Aber sieweiß auch, dass in jenen
Jahren alle diejenigen, die sich
gegen Rechtsextremismus enga-
gierten, misstrauisch bearg-
wöhnt wurden, ja, dass ihre Ak-
tivitäten fast schon bekämpft
wurden. „Hier hat Thüringen
noch viel aufzuarbeiten“, sagt
sie auch imHinblick auf die der-
zeitige Arbeit der Untersu-
chungsausschüsse von Bund
undLand.
Denn für sie ist klar: Auch

eine Aufarbeitung der damali-
gen Zeit, eine politische Rück-
schau auch auf die Tatsache,
dass viele Politiker seinerzeit auf
dem rechten Auge eher blind
waren, gehört für sie zu einer ge-
lingenden Integrationspolitik in
Thüringen. Sie verlangt eine
Entschuldigung der damaligen
Innenminister bei den Angehö-

rigen der NSU-Opfer. Bisher hat
das nur Robert Ryczko getan,
ein leitender Thüringer Polizist,
der auch schon Ende der 90er
Jahre an entscheidender Posi-
tion in der Thüringer Polizei tä-
tig war. Rothe-Beinlich ist das
viel zuwenig.
Mehr Engagement gegen

Rechts – die Thüringer Zivilge-
sellschaft leistet hier immer wie-
der Hervorragendes. Aber bei
den politischen Voraussetzun-
gen für solche Aktivitäten und
bei der Begleitung hapert es
noch gewaltig. Rothe-Beinlich
verlangt vehement, dass das ent-
sprechende Landesprogramm
noch einmal gründlich über-
arbeitet wird. Es dürfe nicht nur
aus Kompromissformeln be-
stehen, macht sie klar. Es müsse
klar Position bezogen werden
gegen Alltagsrassismus und
Rechtsextremismus.
Wichtig ist für sie vor allemdie

Frage: Was tun wir, damit so et-
was wie die NSU-Morde nicht
wieder passiert? Hier gibt es
nach ihrer Ansicht noch viel zu
tun.

Das Asylrecht
wurde stark
eingeschränkt
Vor 20 Jahren neue Regelungen
Berlin. (kna) „Politisch Verfolg-
te genießen Asylrecht.“ Mit die-
sem Satz hatten die Mütter und
Väter des Grundgesetzes 1949
ein einklagbares Individual-
recht auf Asyl geschaffen. Doch
was nach Zweitem Weltkrieg
und den Nazi-Gräueln Konsens
war, standAnfangder 90er Jahre
im Zentrum einer heftigen De-
batte.
Hatten in den 50er und 60er

Jahren vor allem Menschen aus
Osteuropa Schutz vor politi-
scher Verfolgung gesucht, bean-
tragten seit den 70er Jahren zu-
nehmend mehr Menschen aus
Asien und Afrika politisches
Asyl. Als dannnachdemFall der
Mauer eine starke Zuwande-
rung aus Osteuropa einsetzte,
war für viele Bundesbürger das
Boot voll. EineWelle ausländer-
feindlicher Gewalt ging durch
die wiedervereinigte Bundesre-
publik. Die Politik reagierte mit
der Verschärfung von Verfah-
rensvorschriften, schränkte
dann aber auch das Asylrecht
ein: Am Montag, 1. Juli, jährt
sich zum zwanzigsten Mal das
Inkrafttreten des neuen Grund-
rechts auf Asyl.

nGewalt gegen
Ausländer

Es waren dramatische Zeiten:
Schon 1982 hatte Herbert Weh-
ner, der langjährige Fraktions-
vorsitzende der SPD, seine Par-
tei gewarnt: „Wenn wir uns wei-
terhin einer Steuerung des Asyl-
problems versagen, dann
werden wir eines Tages von den
Wählern, auch unseren eigenen,
weggefegt.“ Knapp 440 000
Asylbewerber zählten deutsche
Behörden 1992, fast doppelt so
viele wie im Jahr zuvor und weit
mehr als die 5000 aus den 50er
und 60er Jahren. Die Kommu-
nen schafften es kaum noch, die
Menschen unterzubringen.
Rechte Parteien nutzten die

Ängste: Die „Republikaner“ er-
reichten bei der Wahl in Baden-
Württemberg im April 1992
mehr als zehn Prozent, die DVU
in Schleswig-Holstein mehr als
sechs Prozent. Schlimmer aber
war die Gewalt gegen Auslän-
der, die sich nicht nur gegen
Asylbewerberheime richtete –
wie in Rostock, Hoyerswerda
und Mölln –, sondern auch
gegen türkische Gastarbeiter
wie inMölln und Solingen.
Unter diesem Druck verstän-

digten sich Union, SPD und
FDP im Dezember 1992 nach

langen Auseinandersetzungen
auf eine Neuregelung des Asyl-
rechts. Die Verfahren sollten be-
schleunigt und ein Missbrauch
verhindert werden. Dazu wurde
Artikel 16 durchmehrere Zusät-
ze eingeschränkt – und nach
Meinung der Kritiker ausge-
höhlt und demontiert. Als der
Bundestag am 26. Mai 1993
nach 14 Stunden Debatte über
den Asylkompromiss abstimm-
te, legten 10 000 Demonstran-
ten das Bonner Regierungsvier-
tel lahm. Am Ende sorgten 521
Bundestagsabgeordnete für die
notwendige Zweidrittelmehr-
heit.

n Kritiker sind
empört

Konkret gab es folgende Än-
derungen: Wer über ein EU-
Land oder ein anderes sicheres
Nachbarland Deutschlands ein-
reist, kann abgewiesen werden.
Das besagt die „Drittstaatenre-
gelung“. Auf dem Landweg kön-
nen Flüchtlinge in Deutschland
also kaum noch Asyl erhalten.
Auch durch die Festlegung si-
cherer Herkunftsstaaten wer-
den Flüchtlinge vomAsyl ausge-
schlossen.
Mit der Änderung des Asyl-

rechts ging die Zahl der Antrag-
steller zunächst stark zurück;
die Anerkennungsquoten liegen
um ein Prozent. 1995 stellten
rund 127 000 Menschen Asyl-
erstanträge, 2007 nur noch rund
19 000. Seitdem steigen die Zah-
len wieder. 2012 waren es – vor
allem wegen Syrien – etwa
77 000Anträge.
Dabei bleibt die Asylpolitik

weiter ein Zankapfel. Die EU-
Kommission plädiert für ein
europäisches Asylsystem, das
Länder wie Deutschland mehr
in die Pflicht nehmen würde.
2012 stellten knapp 300 000
Menschen einenAntrag aufAsyl
in einem EU-Mitgliedstaat. Or-
ganisationen wie Pro Asyl pro-
testieren gegen eine Abschot-
tung Europas und gegen den
Skandal, dass fast täglich Men-
schen auf der Flucht im Mittel-
meer ertrinken. Auch die Leis-
tungen für Asylbewerber, ihre
IntegrationundderZugang zum
Arbeitsmarkt blieben strittig:
Erst im Februar entschied das
Bundesverfassungsgericht, dass
die Leistungen für Flüchtlinge,
die weit unter demHartz-IV-Re-
gelsatz lagen, verfassungswidrig
sind und umgehend angehoben
werdenmüssen.

Backe
Schreibmaschinentext
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Landtags-Rechte gestärkt
Vorgehen bei Kauf des Applikationszentrums verfassungswidrig – Grüne siegen vor Gericht gegen Voß
n Von Hartmut Kaczmarek

und Elmar Otto

Weimar/Ilmenau.Nein, alsKlat-
sche würde Wolfgang Voß
(CDU) die Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs dann
doch nicht bezeichnen. Aber
eine deutliche Niederlage, na-
türlich, sei es schon.DieWeima-
rer Richter entschieden gestern,
dass der Finanzminister und die
Landesregierung durch die Be-
willigung einer außerplanmäßi-
gen Ausgabe für den Erwerb des
Applikationszentrums in Ilme-
nau gegen die Vorschriften zum
Landeshaushalt in der Thürin-
gerVerfassungverstoßenhaben.
Voß hatte im Dezember 2010

eine Ausgabe in Höhe von 9,3
Millionen Euro bewilligt, die
nicht imHaushaltsplan vorgese-
hen war. Mit ihr erwarb das
LanddurchdieAufhebungeines
Erbbaurechts das Applikations-
zentrum, das für technologie-
orientierte Unternehmen und
Existenzgründer aus dem Um-
feld der dortigen Technischen
Universität (TU) errichtet wor-
den war. Das Gebäude wurde

der Universität überlassen, die
bereits zuvor in ihm Räume an-
gemietet hatte.
DieGrünen-Landtagsfraktion

sah darin eine klare Verletzung
des parlamentarischen Budget-
rechts, zog vor das Verfassungs-
gericht und war erfolgreich.
„Der Finanzminister hat zu Un-
recht von seinem Notbewilli-
gungsrechtGebrauch gemacht“,
heißt es imUrteil. Keiner der für
die außerplanmäßige Ausgabe
geltend gemachten Gründe sei
gerechtfertigt gewesen. Zur De-
ckungdesRaumbedarfs derUni-
versität hätte der Erwerb bis zur
Verabschiedung eines Nach-
tragshaushaltes aufgeschoben
werden können.
Die grüne Fraktionschefin

Anja Siegesmund verließmit zu-
friedener Miene den Gerichts-
saal. „Ich bin erstaunt über die
Eindeutigkeit des Urteils“, sagte
sie der TLZ. Vor allem sieht sie
in dem Urteil der Verfassungs-
richter einen „Präzedenzfall für
die Zukunft“. Denn: „Kein Fi-
nanzminister in Thüringenkann
sich künftig mehr über das Kö-
nigsrecht des Parlaments hin-

wegsetzen“, sagt sie. Insofern
spricht Siegesmund von einem
„guten Tag“ für das Parlament,
dessen Entscheidungsbefugnis-
se durch den Richterspruch ge-
stärkt worden seien. Die Richter
hatten eindeutig festgestellt,
dass ein „unabweisbares Bedürf-
nis“ für die schnelle Geldausga-
be durch den Finanzminister
nicht bestanden habe. „Voß hät-
te einen Nachtragshaushalt vor-
legen müssen“, sagt Sieges-

mund. Sie stellt gleichzeitig klar,
dass dieGrünennicht gegen den
Erwerb des Applikationszent-
rums seien. „Aber ein Finanzmi-
nister darf sich nicht über Recht
und Gesetz hinwegsetzen.“ Und
weil es diese grundsätzlichen
Zweifel an der Entscheidung ge-
geben habe, seiman vor das Ver-
fassungsgericht gezogen.
„Ich bedaure, dass die Rechte

des Parlaments in der damaligen
Tatsachenentscheidung nicht
mit einbezogen wurden“, sagte
Voß gestern. Die Angelegenheit
habe sich aber für ihn damals
subjektiv als „äußerst dringend“
dargestellt.
Der Finanzminister legte zu-

dem Wert auf die Feststellung,
dass dem Freistaat aus der
damaligen Entscheidung kein
Schaden entstanden sei. Ganz
im Gegenteil: „Schließlich
wären ohne verbindliche Ent-
scheidung wichtige Forschungs-
felder in benachbarte Länder
abgewandert.“ Indem die
Reinräume der TU für deren
Forschungszwecke unmittelbar
zur Verfügung standen, sei der
Wissenschaftsstandort Thü-

ringen gestärkt worden.
„Außerdem wurden unnötige

Kosten vermieden“, so Voß und
betonte jedoch zugleich: „Trotz
aller Unwägbarkeiten und
schnellem Handlungsdruck
muss dies als zentrale Bedin-
gung künftig in unsere Entschei-
dungen stärker einfließen.“ Es
sei nicht seine Absicht gewesen,
jemanden in seinen Rechten zu
beschneiden.
AuchderBundder Steuerzah-

ler freute sich, dass das Parla-
ment als Haushaltsgesetzgeber
gestärkt worden sei. „Nunmehr
ist klar“, sagte der Landesvorsit-
zende Justus Kehrl, „dass an das
Notbewilligungsrecht des Fi-
nanzministers nach Artikel 101
unserer Verfassung strenge An-
forderungen zu stellen sind, die
zukünftig auch im Interesse der
Steuerzahler beachtet werden
müssen.“
Auch die Thüringer CDU gibt

sich zufrieden mit dem Urteil.
„Die Rechte des Parlaments
wurden gestärkt, dabei kann die
Demokratie nur gewinnen“, er-
klärte CDU-Fraktionsvorsitzen-
derMikeMohring.

Viel Engagement fürs Thema Integration
Schülerprojekte ausgezeichnet – Erster Preis ging an die Salzmann-Schule Schnepfenthal
Erfurt. (mar) Zu Beginn der
Preisverleihung zitiert Innenmi-
nister JörgGeibert (CDU) ein iri-
sches Sprichwort: „Ein Freund
ist ein Fremder, den man noch
nicht kennengelernt hat.“ Mit
der Lebenssituation von auslän-
dischen Mitbürgern in Thürin-

gen hatten sich viele Schülerin-
nen und Schüler in einem Wett-
bewerb auseinandergesetzt.
„Wer bist Du?“, so das Motto.
Die zahlreichen Einsendungen
unterstrichen das große Engage-
ment der jungen Thüringerin-
nen und Thüringer, so das ein-

hellige Urteil der Jury, in der
auch TLZ-Vize Hartmut Kacz-
marek mitgearbeitet hatte. Den
ersten Platz erzielten die Schü-
ler der 6. Klasse der Salzmann-
Schule Schnepfenthal für ihr
Theaterstück „Mauern überwin-
den“. Es erzählt von der Aus-

grenzung ausländischer Mitbür-
ger. Die Gemeinschaftsschule
Galileo aus Jena-Winzerla er-
hielt den zweiten Preis für ihr
Filmprojekt „Der gefährliche
Weg in die Freiheit“. Platz drei
ging an die Walter-Gropius-
Schule in Erfurt für ein Inter-

view-Projekt, das vor allem
durch die Authentizität der Dar-
stellung bestach. Je einen Son-
derpreis erhielten ferner einAni-
mationsfilm des Ernst-Abbe-
Gymnasiums Jena und eine Ein-
zelarbeit von Isabel Glorius aus
Leinefelde-Worbis.

Freuten sich über die Preise:Die Sieger des Schülerwettbewerbsmit Innenminister Jörg Geibert und den beiden JurymitgliedernMarco Eberl von der Evangelischen Schulstiftung
undHartmut Kaczmarek, dem stellvertretenden TLZ-Chefredakteur. Foto: PeterMichaelis

Anwerbung war
nur geplant
Carsten S. sollte zur Quelle werden
Erfurt. (dpa) Thüringens Verfas-
sungsschutzwollte den imNSU-
Prozess mitangeklagten Neona-
zi-Aussteiger Carsten S. als
Quelle gewinnen. Bei dem im
Jahr 2001 eingeleiteten „For-
schungs- und Werbungsvor-
gang“ sei er dann aber doch
nicht auf eine Informantentätig-
keit angesprochen worden, er-
klärte am Mittwoch das Thürin-
ger Innenministerium zu einem
Bericht des MDR Thüringen.
Darin hieß es, aus den vorliegen-
den Unterlagen gehe nicht ein-
deutig hervor, ob die geplante
Anwerbung gelang. Der Rechts-
anwalt des ehemaligen Neona-
zis habe dem Sender erklärt,
sein Mandant sei nicht ange-
sprochenworden.
Carsten S. ist in München we-

gen Beihilfe zu neun Morden
des „Nationalsozialistischen
Untergrunds„ (NSU) angeklagt.
Er soll die Waffe übergeben ha-

ben, mit der neun der zehnMor-
de begangen wurden, die dem
NSU zur Last gelegt werden.
Der heute 33-Jährige löste sich
ab dem Jahr 2000 aus der Neo-
nazi-Szene. Seit Herbst 1998
hatte er zudenwichtigstenkons-
pirativen Helfern des unterge-
tauchten späteren NSU-Trios
gezählt.
Nach dem MDR-Bericht be-

obachteten Verfassungsschüt-
zer Carsten S. 2001 mehrere Ta-
ge lang. Dies sei vor dem ersten
Kontaktmit potenziellenV-Leu-
ten übliche Praxis. Der „Wer-
bungsvorgang“ sei dabei unter
dem Decknamen „Delhi“ ge-
führt worden –Carsten S. wurde
im Jahr 1980 in Neu Delhi gebo-
ren.
Er gehörte in den späten1990-

er Jahren zur Jenaer Neonazi-
Szene; zeitweise war er in der
NPD-Jugendorganisation „Jun-
geNationaldemokraten“ aktiv.

Inniger Dank
für die beiden
geretteten Tage
Verhandlung über ersten NSU-Mord
München/Jena. (dpa) Ein Sani-
täter fand das erste Mordopfer
der NSU-Terroristen. Er ver-
suchte zu retten, was nichtmehr
zu rettenwar.Zu seinemAuftritt
als Zeuge kam Enver Simseks
Witwe zum Prozess. Sie wollte
danke sagen.
Beate Zschäpe schaut weg.

Sie schaut weg, als die Bilder
vom blutverschmierten Lade-
raum des Transporters gezeigt
werden, in dem Enver Simsek,
von neun Pistolenkugeln getrof-
fen, um sein Leben rang. Sie
schaut weg, als das Bild der
Wolljacke gezeigt wird, deren
Farbe vor lauter Blut nicht zu er-
kennen ist. Und als der Ret-
tungsassistent schildert, wie er
den röchelndenMann in seinem
Blut liegend fand, schaut Zschä-
pe auf ihren Computer oder die
Tischplatte, mit gesenktem
Kopf, das Gesicht von ihren
Haaren verborgen.
Vielleicht will sie es nicht so

genau wissen, was ihre Mitbe-
wohner, „die beiden Uwes“, so
anstellten, wenn sie zusammen
unterwegs waren. Vielleicht
wollte sie es noch nie wissen.
Vielleicht wusste sie alles und
half den beiden, will aber keine
Bilderdavon sehen.DieBundes-
anwaltschaft hat sie als Mittäte-
rin angeklagt. Sie habe für die le-
gale Fassade des Terror-Trios ge-
sorgt, nur so seien die Morde
möglich gewesen, die Uwe
Mundlos und Uwe Böhnhardt
ausführten.

n Rettungssanitäter
zufällig vorOrt

Am Dienstag und Mittwoch
hat das Gericht mit der Beweis-
aufnahme zum Mord an dem
Blumenhändler Enver Simsek
begonnen, dem ersten Opfer,
das die Terroristenmit der Pisto-
le der Marke „Ceska“ erschos-
sen, am 9. September 2000 in
Nürnberg. Insgesamt sollten
noch neun Morde folgen, acht
davon mit der „Ceska“, deren
Kugeln zu einer Art Signatur der
Terroristenwurden.
Die Bilder vom Tatort sehen

aufdenerstenBlick fast idyllisch
aus: ein schöner Herbsttag, der
Verkaufsstand am Straßenrand,
Blumenkübel unter einem bun-
ten Sonnenschirm, dahinter der
weiße Mercedes-Transporter
mit der rotenAufschrift „Simsek
Blumen“, alles in einer milden
Septembersonne.
Es ist eine längere Fotoserie,

die Kamera umkreist den Blu-
menstand, nähert sich dem
Transporter, nimmt Fußspuren
und Zigarettenkippen auf. Die
Fotos aus dem Fahrzeuginneren
lassen den Horror ahnen, der
sich dort abgespielt habenmuss:
Eine große Blutlache auf dem
Metallboden, verstreute Patro-
nenhülsen. Das erste Bild von

Tatort stammt vonMundlos und
Böhnhardt selbst: Bevor sie ver-
schwanden, fotografierten sie
den Sterbenden. Das Foto mon-
tierten sie in ihr Bekennervideo.
Der Mann, der Enver Simsek

fand, war zufällig Rettungsassis-
tent. Eigentlich wollte er Blu-
men kaufen. Nachdem er eine
Weile an dem verwaisten Blu-
menstand gewartet hatte, kam
ihm die Sache seltsam vor. Er
rief die Polizei. Im Laderaum
fand sie den Blumenhändler.
Noch lebte er. „Er hat versucht
zu schnaufen, was ihm nicht
leicht fiel“, erzählt der Zeuge.
Mit einem Tragetuch holten

sie Simsek aus dem Auto.
„Wundversorgung war nicht
möglich“, sagt der Sanitäter.
„Das Freihalten der Atmung
stand imVordergrund.“DerKie-
fer sei blockiert gewesen, der
Mundhabe sich nicht öffnen las-
sen. Schließlich habe er ver-
sucht, durch eineZahnlücke das
Blut abzusaugen. Später fanden
Kriminalbeamte einen Zahn in
der Blutlache, er wurde heraus-
geschossen.
Mit im Gerichtssaal: die Wit-

we des Ermordeten, Adile Sim-
sek. Von der Pressetribüne aus
ist sie nicht direkt zu sehen, da
die Nebenkläger unter den Zu-
schauern sitzen. Auf den Video-
leinwänden sieht man nur ihr
Kopftuch, ein grüner Farbtupfer
unter den schwarzen Roben.
Nach der Verhandlung steht sie
vor dem Gerichtsgebäude, um-
ringt von Kameras und Repor-
tern.
Auf Deutsch möchte sie jetzt

keine Fragen beantworten. „Sie
hat geweint, eine Beruhigungs-
tablette genommen, es war sehr
anstrengend für sie“, sagt ihre
Anwältin, die aus dem Türki-
schen übersetzt. „Sie ist gekom-
men, weil es eine Herzensange-
legenheit war, sich bei diesem
Rettungssanitäter zu bedanken,
der die Polizei gerufen hat.“ Ihm
ist es wohl zu verdanken, dass
Enver Simsek noch zwei Tage
lang lebte, bevor er im Kranken-
haus starb. So konnte seine Fa-
milie wenigstens Abschied neh-
men.

NACHRICHTEN

BAG-Sprecherin gewürdigt
Erfurt. Bundesarbeitsrich-
terin Inken Gallner ist von
der Thüringer Landespresse-
konferenz zur Pressespreche-
rin des Jahres gekürt worden.
Die BAG-Sprecherin erhielt
am Mittwoch den neu ge-
schaffenen Preis „Der kurze

Draht“, der den bisher verge-
benen „Rasselbock“ ersetzt.
Der „Goldene Maulkorb“

für ungenügende Information
und Transparenz ging an den
Chef des Kommunalen Ener-
giezweckverbandes, Frank
Rostek.

Hermann-Becker-Saal
Erfurt. Der Sitzungssaal der
FDP-Fraktion im Landtag
wird nach dem ehemaligen
Landtagsabgeordneten Her-
mann Becker benannt. Be-
cker war der erste Fraktions-
vorsitzende der LDP im Thü-
ringer Landtag nach dem
Zweiten Weltkrieg und auch
Mitbegründer der TLZ. Die
feierliche Benennung erfolgt
am 23. Juli, an dem sich zum

65. Mal der Tag jährt, an dem
Hermann Becker in einem
Sitzungssaal des Landtages
verhaftet, nach Hohenschön-
hausen verbracht und später
nach Workuta verbannt wur-
de. Mit der Benennung des
Fraktionssaals soll das Enga-
gement vonHermann Becker
für die Freiheit und die Ein-
heit Deutschlands gewürdigt
werden.

ProtestgegenverspäteteTariferhöhung fürBeamte:5400UnterschriftenhattenBeschäftigte gegendie-
se Regelung gesammelt. Sie wurden gestern an Landtagspräsidentin Birgit Diezel mit der Forderung über-
geben, die Beamten nicht vieleMonate auf die Erhöhungwarten zu lassen. Foto: PeterMichaelis

Sagte vor Gericht aus: Adile
Simsek, dieWitwevonEnverSim-
sek, der von den NSU-Terroristen
umgebracht wurde. Foto: Debes

„Ein guter Tag“: Anja Sieges-
mund. Foto: PeterMichaelis
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